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Ein forſtſchödlicher Vertrag. Von Dr. Kulb. 
Mittheilungen aus ber Prazis: 

) Der Bezleksausſchuß als Mautberechtigter iſt nicht befugt, die Maut⸗ 
ſtation ſelbſtſtändig zu andern. 

by Im Falle der Pflichtrernachläſſigung der Gemeinde in ihrer Eigenſchaft 
als Baubehörde iſt die Bezirkshauptmannſchaft nicht berechtigt, den dleß⸗ 
fälligen Wirkungskreis der Gemeinde zu ſupplixen. 

Compoatenzſtreit im Falle der Forderung auf Erſatz eines von Seite eines 
geweſenen Gemeindevorſtehers für die Gemeinde geleifteten Aufwandes, 
wenn die Erſahforberung ſich auf die angeblich gelegte Gemleinderechnung 
baſirt. 

a) Tannengipfel konnen nicht als Aeſte im Sinne des Forſtgeſehes ange⸗ 
ſehen werden. 

b) Zur Beleuchtung des Recursrechtes in Forſtübertretungsangelegenheiten. 


Aus dem Fragekaſten. 
Verordnungen. 


Ein forſtſchädlicher Vertrag. 


Hochſt ſchädlich für die Benützung des Waldeigenthums ſowohl, 
als für den Verkehr mit Forſtproducten ift der zwiſchen dem Stifte A. 
und der J. 'er⸗Hauptgewerkſchaft beſtehende Wäldervergleich vom Jahre 
1839, welcher ſich auf ſaͤmmtliche dem Stifte A. eigenthümlichen aus⸗ 
bringlichen Waldungen im beiläufigen Flaͤchenmaſſe von einhundert: 
wwe Joch in den Gerichtsbezirken R., L., G. erſtreckt. Die 
vorzüglichſten aus dieſem Wäldervergleiche reſultirenden Nachtheile find 
folgende: 

Der J.ber⸗Hauptgewerkſchaft ſteht auf beſtändige Zeiten das 
Holzbezugsrecht auf allen vorgenannten Waldungen, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme des für die Bedürfniſſe des Stiftes felbſt, dann defſen Untere 
thanen und unterthänigen Gewerken nothwendigen Quantums an 
Forſtproducten zu, wogegen die Hauptgewerkfchaſt die techniſche Bewirth⸗ 
ſchaftung dieſer Waldungen zu beſorgen hat. 

Von dieſem Holzungsrechte hat nun die Gewerkſchaft ſtets den 
ausgedehnteſten Gebrauch gemacht, ohne den Vorſchriften des beſtandenen 
und des annoch beſtehenden Forſtgefetzes eine gewiſſenhafte Rechnung 
zu tragen. Die Hauptgewerkfchaft trieb und trelbt bedeutende Wald⸗ 
ſtrecken gänzlich ab, die Aufforſtung derſelben dem Stifte als Eigen⸗ 
thümer überlaſſend; das Stift jedoch ſchiebt die Verpflichtung zur 
Aufforſtung der Gewerkſchaft zu, welche den Hauptnutzen aus den 
ſtiftiſchen Waldungen zieht und welcher die techniſche Bewirthſchaftung 
derſelben zuſteht. Von Seite der zur Handhabung des Forſtgefetze) 
berufenen Behörden konnte bei dem Abgange forſtlicher Auffichtsorgane 
eine enfſchiedene Einflußnahme auf die genaue Beobachtung der 88. 2, 
3 und 4 des a. 5. Patentes vom 3. December 1852 nicht geübt 


werden, und ſo kömmt es, daß im unteren Ennsthale ſeit einer großen 
Reihe von Jahren viele tauſand Joch Schlagflächen einzig und allein 
der „natürlichen“ Wiederbeſämung überlaffen find, welche jedoch theils ! 


durch den Umſtand, daß viele großartige Kohlfchläge bis in die hͤchſte 
Höhe der Gebirge und bis an die Grenze der Waldregion reichen, 
iheils durch die Geſtattung eines unmüßigen Viehtriebes in die beſagten 
Schläge in Verbindung mit den hierlands nicht ſeltenen Lawinen, 
Wollenbrüchen und Erdabrutſchungen weſentlich erſchwert und häuftg 
ſogar unmöglich gemacht wird. 

Ferner darf dieſem Wäldervergleſche gemäß weder vom Stifte, 
noch von der J. er⸗Hauptgewerkſchaft ein Holzhandel betrieben werden, 
daher auch das Bau- und Sagholz, welches über die Nutzholzbedürf⸗ 
niſſe der beiden Corporationen und der ehemaligen Unterthanen reſultirt, 
einfach verkohlt wird. 

Zur Zeit des Abſchluſſes des Wäldervergleiches und bis in die 
neuere Zeit brachte dieſes Verfahren keine ſchweren Nachtheile mit ſich, 
da bet dem theilweiſen Mangel entsprechender Eommunicationsmittel 
eine Verwerthung des Nutzholzes im Handel nur ſchwer thunlich war. 
Durch den Bau der R. Bahn iſt ſchon die Nachfrage nach Nutzholz 
erfolgt und nach vollendetem Baue derſelben durch das untere Enns⸗ 
thal wird auch der Handel dieſer Forſtproducte ſich zu bemächtigen 
verſucheu. So lange aber der Mäldervergleich beſteht, find ſowohl dem 
Stifte, als der Hauptgewerkſchaſt die Hande gebunden, und müſſen 
die ſchonſten Bauftämme, falls fie anders, als für den eigenen Gebrauch 
und den der ehemaligen Unterthanen verwendet werden konnen und 
follen, verkohlt werden. Nimmt man nun den Preis eines ſchonen 
Bauſtammes am Stocke nur auf zehn Gulden an und berechnet den 
Werth desſelben als Kohlholz nach dem im Bezirke L. beſtehenden Wald⸗ 
ſchudenerſatztarif mit einer halben Wiener Klafter zu einen Gulden 
zweiundvierzig Kreuzer, fo geht für das Nationalvermögen bei dieſem 
einzigen Stamme ein Werth von acht Gulden, achtundfünfzig Kreuzer 
verloren. Die Bauunternehmung der Bahn würde wegen Beſchaffung 
des nöthigen Nutzholzes in Verlegenheit gerathen müſſen, wenn nicht 
durch die im Grundlaſtenablöfungs⸗Wege bereits erfolgte Abtretung 
von beiläufig zehntauſend Joch Waldgrundes an zahlreiche bäuerliche 
Beſitzungen im unteren Eunsthale freie Bezugsorte geſchoffen worden wären. 

Der einzige Weg, dieſen Uebelſtänden abzuhelfen, iſt die zeit⸗ 
gemäße Reviſton dieſes Vergleiches oder noch beſſer die gänzliche Aus⸗ 
einonderſetzung zwiſchen Stift und Hauptgewerkſchaft in der Art, daß 
das erſtere zur Ablöſung des auf fümmtlichen Waldungen haftenden 
gewerkſchaftlichen Holzbezugsrechtes der letzteren einen Theil der Waldun⸗ 
gen in das freie Eigenthum überläßt. 

Was die zur Einflußnahme in dieſer Frage berufene Behörde 
betrifft, ſo entſcheidet über deren Competenz die rechtliche Natur des 
Wäldervergleiches, über welche zwei verſchiedene Meinungen herrſchen 
und zwar: 

a) derfelbe enthält nur die Regelung des ſeit den älteſten Zelten 
als Ausfluß des Hoheitsrechtes beſtandenen landesfürſtlichen Wald⸗ 
reſervates, welches demnach noch gegenwärtig beſteht und obwohl ein 
Ausfluß des Hoheitsrechtes ſich derzeit im Beſitze einer Actien⸗Gefell⸗ 
ſchaft, welcher es mit dem gefammten Eomplexe vom h. Aerar ver⸗ 
kauft worden iſt, befindet; 

b) der in die ſtädtiſche Landtafel auf die Stiftsherrſchaften A. 
und G. einverleibte Wäldervergleich involvirt eine Novation des hor- 
beſtandenen Reſervatrechtes und hat nur mehr eine auf dem Zitel des 


Vertrages beruhende, grundbücherlich verſicherte Dienſtbarkeit zum Ge⸗ 
genſtande. 
Im Falle a) find die Finanz⸗, im Falle b) die Grundlaſten⸗ 
abloſungs⸗ und Regulirungs⸗Behörden zur Ingerenz berufen. 
Rottenmann in Steiermark. Dr. Kül b. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


3) Der Bezirksausſchuß als Mautberechtigter iſt nicht befugt, die Maut⸗ 
Nation ſelüſtſtündig zu ändern. 

b) Im Falle der Mflichtvernachlaſſigung der Gemeinde in ihrer Elgen⸗ 
int als Baubehörde iſt die Bezirkshanptmannſchaft nicht Lerech tigt, 
den diesfülligen Wirkungskreis der Gemeinde zu ſuppliren. 


Dem Bezirksausſchuſſe in A. (in Böhmen) wurde im Jahre 1869 
von der Landesstelle im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe die 
Einhebung einer Wegmaut auf der durch B. führenden Bezirksſtraße 
mit dem Einhebungspuukte in letzterem Orte bewilligt, in Folge deſſen 
auch in B. ein Mautſchranken errichtet, und die Maut daſelbſt ein⸗ 
gehoben wurde. Es ſtellte ſich jedoch bald heraus, daß die Fuhrwerle 
dem Mautſchranken in B. vielfach ausweichen, indem fie einen Feld⸗ 
weg benützten auf welchen fie unter Umgehung des Ortes B. in den 
an der Bezirksſtraße zunächſt gelegenen Ort C. gelangen konnten. Dieſe 
Wahrnehmung veraulaßte den Bezirksausſchuß im Orte C. einen Con⸗ 
trollſchrauken aufzuſtellen und mittelſt Kundmachung zu beſtimmen, daß 
die bewilligte Maut ſowohl beim Mautſchranken in B. als auch in C. 
zu berichtigen ſei, daß aber derjenige, welcher in B. die Mautgebühr 
bereits entrichtet habe, in C. zur Mautentrichtung nicht mehr verpflichtet 
fei, ſoudern ſich lediglich mit der in B. erhaltenen Bollete auszuwelſen habe. 

Im Orte C. wollte der Bezirksausſchuß ein kleines Mauthäuschen 
und zwar blos unter Benützung des Straßenbanquets und des Strafen: 
grabens als Baufläche hevſlellen, und wendete ſich um September 1869 
an den Gemeindevorſteher in E. init dem Erſuchen, die Bau-Commiſſlon 
bezüglich dieſer Bau⸗Ausführung anzuordnen und vorzunehmen. Der 
Gemeſndevorſteher beantwortete dieſes Anſuchen mit dem Begehren, 
der Bezirksausſchuß möge den Mautſchrauken in C. ganz beſeitigen, 
weil die Einhebung der Maut von den Landesbehörden nur für den 
Ort B. bewilligt worden ſei. 

Als hierauf im Monate October der Bau des Mauthauschens 
ſaktiſch in Angriff genommen wurde, führten ſowohl der Gemelndevor⸗ 
ſteher in C. als auch die Domainenverwaltung dafelbſt bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft darüber Beſchwerde, daß der Bezirksausſchuß, ohne 
die Bau⸗Commiſſion abzuwarten und ohne die Baubewilligung von 
Seite des Gemeindevorſtehers erhalten zu haben, den Bau des Mauts 
hauschens begonnen habe. In dieſen Beſchwerden wurde zugleich die 
Bitte geſtellt, die Bezirkshauptmannſchaft möge dem Bezirlausſchuſſe 
den eigenmächtig unternommenen Bau einſtellen. 

Dieſe Beſchwerden wurden von der Bezirkshauptmannſchaft dem 
Bezirksausſchuſſe zur Aeußerung mit der Aufforderung mitgetheilt, den 
Ban des Mauthäuschens bis zur Durchführung der in den 88. 82, 
83 und 84 der Bau-Ordnung vorgeſchriebenen Verhandlung einzuſtellen. 

Der Bezirksgusſchuß eröffuete hierauf der Bezirkshauptmannſchaft, 
daß der Bau des Mauthäuschens von dem Baupachter ohue Vorwiſſen 
des Bezirksausſchuſſes begonnen, jedoch bereits wieder eingeſtellt worden 
fei. Gleichzeitig führte aber der Bezirksausſchuß Beſchwerde gegen den 
Gemeindevorſteher in C., weil diefer innerhalb der im §. 90 der Bau⸗ 
Ordnung feſtgeſetzten achttägigen Friſt die Bau Eommiſfion nicht an⸗ 
geordnet habe, und ſtellte unter Hinweiſung auf den Umſtand, daß der 
Gemeindevorſteher unter leeren Ausreden die Vornahme der Bau⸗ 
Commiſſion verzögere, das Anfuchen, die Bezirkshauptmannſchaft möge 
auf Grund des §. 104 der Gemeinde⸗Ordnung auf Gefahr und Koften 
der Gemeinde C. Abhilfe ſchoffen, und zwar die Bau⸗Commiſflon ſofort 
anordnen und felbft abhalten. 

Die Bezirkshauptmaunſchaft nahm auch hierauf die Bau-⸗Com⸗ 
miſfion ſelbſt vor, und ertheilte auf Grund der gepflogenen Erhebnug 
dem Bezirsausſchuß den Bau⸗Eonſens zur Herſtellung des in Frage 
ſtehenden Mauthäuscheus. 

Gegen letztere Verfügung brachte der Vertreter der Domaine E. 
den Rercurs bei der Statthalterei ein, in welchem geltend gemacht wurde, 
daß von den Landesbehörden die Einhebung der Maut nur für den 
Ort B. bewilligt worden ſei, daß der Bezirksausſchuß gemäß 8. 6 des 
Landesgefetzes nom 2. April 1867 betreffend die Mauten auf öffent 
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lichen nicht ärariſchen Straßen die Maukeinhebungsſtelle nur nach Maß⸗ 
gabe der ertheilten Mautbewilligung beſtimmen könne, daß hiernach der 
Brzirksausſchuß zur Einhebung der Maut in E. gar nicht berechtigt 
ſei, und daß die Bezirkshauptmannſchaft aus dieſem Grunde den Bau⸗ 
Couſens hͤtte verweigern ſollen. 

Die Statthalterei hat im Einvernehmen mit dem Landes ausſchuſſe 
mit dem Erlaſſe vom 16. Jänner 1870 

a) ausgefprochen, daß der Bezirksausſchuß durch den Beſchluß über 
die Aktivirung einer Conkrollmaut⸗Station in E. mit Räckſicht auf 
das Geſetz vom 2. April 1867 feinen Wirkungskreis überſchritten 
habe, da derſelbe wohl die Stelle, wo der Mautſchrauken zu er⸗ 
richten ſei, nicht aber auch die Mautftation ſelbſt zu beſtimmen 
berechtiget iſt, 

b) in Berückſichtiguug der Localnerhäftniffe und der dargethanen 
Nothwendigkeit die Errichtung des Controllmautſchrankens in C. 
nachträglich genehmigt, und endlich 

e) die Aintshandlungen der Bezirks hauptmannſchaſt bezuglich des 
Conſeuſes zum Bau des Mauthäuschens als incompetent bezeich⸗ 
net, und die ertheilte Baubewilligung aus dieſem Grunde behoben. 
Gegen den Punkt b der vorſtehenden Statthalterei⸗Entſcheidung 

brachte der Vertreter der Domaine E. den Miniſterial⸗Recurs ein, 
welcher jedoch mit dem Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom 20. 
März 1870, 3. 3348, zurückgewieſen worden iſt. Km, 


Competenzſtreit im Falle der Forderung anf Erſatz eines von Seite 

eines goweſenen Gemeſudevorſtehers für die Gemeinde geleiſteten Anf⸗ 

wandes, wenn die Erſatzfordernug ſich auf die angeblich gelegte Gemeſnde⸗ 
rechnung baftrt. 

In der Klage de präs. 2. April 1868, Z. 1932 hat Franz 
N. vorgebracht, er habe im Jahre 1865 für die Gemeinde Bl. die 
auf fie entfallenden Herſtellungen der Straßen beſorgt, und hiefür 
nach richtig geſtellter Rechnung 566 fl. 91 kr. aus eigenem bezahlt. 
Auf dieſes Guthaben habe ihm die Gemeinde 532 fl. 69 kr. erſetzt, 
und er verlange nun den Reſt per 34 fl. 22 kr., weil die Gemeinde 
diefen Reſt nicht zahlen will. Nach Inhalt der Verhandlung gründet 
der Kläger fein Begehren eigentlich auf die für die Jahre 1864 bis 
1866 von ihm angeblich gelegten und vom Gemeindenus ſchuſſe angeb⸗ 
lich genehmigten Gemeinderechnungen. 

Die Gemeinde beftreitet die angeblich erfolgte Genehmigung und 
bezieht ſich auf mehrere Erläſſe der Bezirkshauptmanuſchaft von G. 
aus den Jahren 1868 — 1869, in welchen die Reviſion dieſer Rech⸗ 
nungen mittelſt eines zu bildenden Comités eingeleitet wird; worauf 
daun erſt die Prüfung der Rechnungen und zwar nur pro 1864 und 
1865 erfolgt fei 

Das Kreisgericht in H. hat mit Urtheil vom 9. Juli 1869, 
3. 2591, den Kläger mit feinen Klagsbegehren für jetzt abgewieſen, 
und in den Erſatz der Koſten pr. 89 fl. 4½ kr. verurtheilt. 

Ueber Appellation bes Klägers hat ſich das Oberlandesgericht 
mit Note vom 9. September 1869, 3. 10756, an den mähriſchen 
Landesausſchuß mit dem Erſuchen um Eröffnung gewendet, ob dieſer 
Gegenſtand unbeanſtändet der gerichtlichen Eutſcheidung unterzogen 
werden können. 

Der mähriſche Landesausſchuß hat mit Note vom 29. September 
1869, 3. 14462, die Anſicht ausgeſprochen, daß ſich Diele Augelegen⸗ 
heit der gerichtlichen Competenz entziehen und nöthigenfalls im 
adminiftrativen Rechnungsproceſſe auszutragen fein dürfte. Der Laudes⸗ 
ausſchuß theilte zugleich eine Abſchrift feines Schreibens an die G.'er 
Bezirkshauptmanuſchaft mom 16. October 1868, Z. 21551, zur 
Keuntnißnahme mit. Aus dieſem Schreiben geht hervor, daß die 
Gemeinde Bl. ſich weigerte, die von der Bezirkshauptmaunſchaft den 
Franz N. abgeuommenen und der Gemeinde übergebenen Gemeinde 
rechnungen pro 1864, 1865 und 1866 zu übernehmen, wornach die 
Bezirkshauptmanuſchaft erſucht wird, im Namen des Landes usſchuſſes 
ein Reviſiouscomite zu ernennen, welches dle Rechnung zu prüfen 
und eventuell gegen die Rechnungsleger den Rechnungsproceß durch⸗ 
zuführen hütte. 

In Folge dieſer Eröffuung des Landesausſchuſſes hat ſich das 
Oberlandesgericht bemogen gefunden, mit Verordnung vom 13. October 
1869, 3. 13508 wegen Incompetenz des Gerichtes das erſtrichter⸗ 
liche Urtheil ſammt dem ganzen Verfahren zu kaſſiren, und den 
Kläger an die Adminlſtratinbehörde zu weiſen. 

Die Gemeinde hat dagegen rechtzeitig den Recurs ergriffen. Es 
wird darin unter Bezugnahme auf die Hofdecrete vom 28. October 


1815 und 5. October 1816, Nr. 1187 und 1215 J. G. S. geltend 
gemacht, daß hier kein öffentliches, ſondern nur ein Privatintereſſe 
unterwalte, und weder der Landes ausſchuß noch eine politiſche Behörde 
die Herauziehung dieſes Gegenſtandes zu ihrer Amtshandlung verlangt 
hat; Recurreut habe iu der Verhandlung ſelbſt die politiſche Compe⸗ 
tenz behauptet, Kläger beharrte aber auf der gerichtlichen Competenz. 
Beſonders beſchwerend findet die Gemeinde, daß fie die ihr ungegründet 
verurſachten Koſten tragen ſoll. Es wird um Beſtätigung des erſt⸗ 
richterlichen Urtheils gebeten und hauptſüchlich wegen der Koſten. 

Der oberſte Gerichtshof ſprach ſich in der Competenzuerhandlung 
dem Miniſterium des Innern gegenüber dahin aus, daß er beabſichtige, dem 
vorliegenden Reviſions⸗Recurſe der Gemeinde Statt zu geben, und 
unter Anerkennung der gerichtlichen Competenz zur Verhandlung und 
Entfcheidung des vorliegenden Streites pungta 34 fl. 22 kr. dem 
Oberlandesgerichte in Brünn zu verordnen, äber die ihm im Appel⸗ 
lationszuge vorgelegte Rechtsverhandlung in zweiter Inſtanz fein geſetz⸗ 
mäßiges Amt zu handeln. „Denn das vorliegende Klagsbegehren, 
welches auf Exfa eines angeblich vom Kläger aus eigenem für die 
Gemeinde Bl. geleiſteten Aufwandes gerichtet iſt, habe einen ganz 
pripalrechtlichen Titel zur Unterlage, über deſſen Beſtaud blos der 
Civilrichter zu entſcheiden berufen ſei. Wenn der Kläger weiter das 
Beſtehen dieſes Rechstitels dadurch zu erhärten glaube, daß er ſich auf vom 
Gemelndeausſchuß genehmigte, von dem Kläger gelegte, Gemeinderechnungen 
berufe, fo könne dieſe Beziehung auf Gemeinderechnungen und deren 
angebliche Genehmigung die Competenz des Cimilrichters zu dieſer 
Streitſache nicht beirren, indem es lediglich dem Kläger anheim geſtellt 
bleibe, feine Behauptung über das vermeintliche Rechnungsrefultat zu 
erweſſen. Ob uum der Kläger mit dieſem Beweiſe auffommt oder 
nicht, dieß könne wol bei der Meritalentſcheidung des Prozeſſes von 
Einfluß fein, die Competenzfrage werde aber hiedurch nicht welter berührt, 
es möge dem Gegner der Beweis gelingen oder nicht. Hiernach bleibe es für 
die Competentenfrage zu vorliegender Streitſache ganz gleichgiltig, ob 
jene Gemeinderechnungen, auf welche ſich der Kläger bezieht, wirklich 
gelegt wurden oder nicht, und auf welche Art deren Prüfung und 
durch wen veranlaßt wurde; wornach es auch hier gleichgiltig iſt, ob 
der Landesausſchuß oder die Bezirkshauptmanuſchaft auf die Bewerk⸗ 
ſtelligung der Prüfung diefer Rechnungen dieſen oder jenen Einfluß 
genommen habe, da es nicht Gegenſtand des vorliegenden Proreſſes 
und der vichterlichen Eutſcheidung darüber iſt, in die Prüfung von 
Gemeinderechnungen einzugehen ſelbe zu genehmigen oder zu bemängeln.“ 

Das Miniſterium des Innern hat im Antwortſchreiben an den 
oberſten Gerichtshof untern 29, Jänner 1870, 3. 1123, der dar⸗ 
geſtellten Meinung zustimmend, ſich gleichfalls für die Competenz der 
Gerichtsbehörden ausgeſprochen. L. 


a) Tauuengipfel können nicht als Aeſte im Sinne des Forſtgeſetzes au⸗ 
geſenen werden. 
b) Zur Beleuchtung des Recursrechtes in Forſtäbertretuugs⸗Augelenen— 
heiten. 
Das den Marktinſaſſen von R. in den dortigen herrſchaftlichen 
Waldungen zuſtehende Breunholz⸗-Bezugsrecht wurde mit rechtskräftiger 
Entſcheidung der beſtandenen KR. Grundlaſten⸗, Ablöſungs⸗ nud Mes 


gultrungs-Landes⸗Commifſion vom 28. Auguft 1860, Z. 2929, auf 


Grund eines Uebereinkommens der Parteien dahin regulirt, daß die 
Inſaſſen „die auf der Erde liegenden trockenen oder noch ſriſchen Hefte 
ohne Unterſchied auf ihre Dicke, nud in den Holzſchlagen diejenigen 
Spanne (kvzarki), welche die Herrſchaft in Haufen nicht aufge⸗ 
ſchlichtet hat,“ — an jedem Freitage zu ſammeln berechtigt ſind, bei 
der Herausführung dieſes Klaub⸗ und Leſeholzes aber beim Macht 
hauſe des Forſtperſonales anhalten müſſen, damit ſich dasſelbe über⸗ 
zeuge, daß nicht andere Holzgattungen genommen worden find. 

Für den Monat September 1868 hat nun die Gutsherrſchaft 
neben den Forſtfreveln anderer Inſaſſen der Bezirkshauplmannſchaft 
ausgewieſen, daß die Grundwirthe Johann Sk. nud Peter R. mit 
mehreren Tannengipfeln zu 2 bis 3“ ſtark, 8 bis 10“ lang) 
und der Knecht des Grundwirthes Thomas A. mit einigen jn ngen 
Erlen und Fichten (4 bis 5“ ſtark, 8 bis 10“ lang) bei der 
Waldausfuhr (unterm 4. September 1868) beanſtändet, und ihnen 
dieſe Holzſorten vom Forſtperſouale am Wachthauſe abgenommen worden 
ind. — Bei der hierüber am 30. Janner 1869 gepflogeuen Straf⸗ 
verhandlung beſtätigten zwei berufene Forſthedienſtete die angezeigten 
Facta; von den genannten Grundwirlhen wendete dagegen Johann Sk. 
ein, daß er am fraglichen Freitage blos die ſervitutsmäßigen Baumäfte 
und keine Tannengipfeln ausgeführt habe, Peter R. läugnete gänzlich 
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die ihm zur Laſt gelegte That, und Thomas A. glaubte gleichfalls 
Nichts verſchuldet zu haben, weit ja nicht er, fondern fein zum ger 
buhrenden Holzbezuge entfendeter Knecht die beanſtändeten jungen 
Bäume genommen hat. 

Mit Bezirkshauptmannſchafts⸗Erkenntniſſe vom 30. Jänner 1869 
wurde hierauf jeder der Infaſſen wegen des durch Autzſage des Forſt⸗ 
perſouales erwieſenen Waldfreuels zur Geldbuße vau je 2 fl. für den 
Laudesculturfond verurtheilt, ein Schadenerſatz aber der Herrſchaft 
nicht zuerkannt, weil fie einen ſolchen nicht angeſprochen, und die ge⸗ 
frevelten Holzſorten zurückbehalten hat. 

Ueber Rerurfe der Verurtheilten, worin fie ſämmtlich behaupteten, 
daß das beanſtändete Holz blos ſervitutsmaßiges Aſtholz geweſen fei 
und Thomas A. nebſtbei wiederholte, daß ſein Knecht und nicht er zur 
Verantwortung gezogen werden könne, wurden in zweiter Inſtanz 
alle drei Inſaſſen von dem Forſtfrevel freigeſprochen, und zwar: 
Johaun Sk. und Peter R. wegen Mangels des Thatbeſtandes, weil 
das Sammeln von Taunenglpfeln, „welche immerhin als Aeſte zu 
betrachten ſind,“ keine Ueberſchreitung der den Juſaſſen nach der 
Regulirungs- Urkunde eingeräumten Bezugsberechtigung begründet, und 
die Abſtockung dieſer Gipfeln und Stamme oder Wegnahme derſelben 
von einem aufgeſchichteten herrſchaftlichen Spännehaufen den Inſaſſen 
nicht nachgewieſen worden iſt; Thomas A. aber wegen nicht erwieſenen 
Verſchuldens, weil nicht er, fondern fein Knecht betreten wurde, und 
er vom Frevel keinen Nutzen gezogen hat. 

Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung hat der Gutseigenthümer 
den vorgelegten rechtzeitigen Miniſterial⸗Recurs eingebracht, in welchem 
er um Aufhebung derſelben und Betätigung des Bezirkshauptmann⸗ 
ſchafts⸗Strafurthells bat, und zwar aus Gründen: Hinſichtlich des 
Johann St. und Peter R., well die das Holzungsrechl der Juſaſſen, 
regulirende Eutſcheidung ihnen blos den Bezug von Spännen und 
Aeſten geftattet, die Tannengipfeln aber nicht hiezu, — und namentlich 
nicht, wie die augefochtene Entſcheidung interpretirt, zu den Aeſten gezählt 
werden dürfen. Dies erhelle ſowohl aus der Natur der Sache, indem 
ja der Tannengipfel keine Verzweigung, ſondern Fortſetzung des Baum⸗ 
ſtammes bildet, wie auch aus dem Wortlaute der Regulirungs⸗Urkunde 
ſelbſt und endlich auch aus den ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmungen, 
indem nach §. 484 des a. b. G. B. Servitutsrechte nur ſtreng aus⸗ 
gelegt werden, und nicht erweitert, vielmehr nach Thunlichkelt einge⸗ 
schränkt, werden mäſſen. Durch die angefochtene Entſcheidung fet aber 
nicht blos die Servitut unſtalthaſterweſſe erweitert, ſondern zugleich 
die rechtakräftige eigene Regulirungs⸗Urkunde der Statthalterei geſetz⸗ 
wͤdrig abgeänbert, und gegenüber den Inſaſſen etwas, was bisher als 
verboten galt, nunmehr für geſtattet erklärt, ſomit ihnen aus einer 
Frevelthat ein neues Recht zuerkannt worden, welches der Gutsherr⸗ 
ſchaft nur umſomehr zum Schaden gereſchen muß, weun berückſichtigt 
wird, daß die herrſchaſtlichen Waldungen zum größten Theile Tannen⸗ 
wälder ſind, und darin die nicht zu einer beſonderen Stärke erwachſe⸗ 
nen Stumme preisgegeben werden. Hinſichtlich des Thomas A. aber 
wurde im Recurſe bemerkt, daß der Umſtaud, daß der Herrſchaft in 
Folge Wegnahme der jungen Hölzer kein Schaden und ihm kein Nutzen 
aus dem Freuel ermachfen ift, höchſtens blos einen Milderungs⸗Grund, 
nicht aber Strafloſigkeit des objectiv ſichergeſtellten Thatbeſtaudes bes 
gründen kaun, derſelbe aber auch ſublectiv als vorhanden anzunehmen 
iſt, well erwieſen vorliegt, daß der Knecht im Auſtrage des Kulpateu 
gehandelt hat, und ſoſerne dies noch zu keinen Schuldbewelſe hinxeicht, 
mit der Strafe gegen den unzweifelhaft ſchuldigen Knecht hätte vor⸗ 
gegangen werden ſollen. 

Das Minifterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 19. No⸗ 
vember 1869, Z. 16526, erkaunt: „Im Einvernehmen mit dem 
Ackerbau⸗Miniſterium werden die Einwendungen des Miniſterial⸗Recurſes 
als vollkommen begründet erkannt und wird insbeſondere die in der 
Slatthalterei⸗Entſcheidung enthaltene Motivirung, daß Tannen gipfel 
als Aeſte betrachtet werden können, als irrig bezeichnet. Demnach kann 
dem vorliegenden Miniſterial⸗Recurſe aber lediglich aus der Urſache 
feine Folge gegeben werden, weil derſelbe als gegen ein losſprechendes 
Erkenntniß gerichtet, im Sinne des 8. 301 der St. P. O. unzuläſſig 
iſt, indem nach 8. 69 des Forſtgeſetzes dasſelbe von Amtswegen hand⸗ 
zuhaben It und daher der Forſteſgenthümer nicht im Sinne des §. 37 
der Strafproceß⸗Orduung als Privalkläger, ſondern nur als Beſchä⸗ 
digter augeſehen werden kann. 

Indem die Beilagen des bezogenen Berichtes zurückgeſtellt werden, 
wird beigefügt, daß dafür Sorge getragen werden wolle, daß die vor⸗ 
liegende Entſcheidung in ihrem ganzen Umfange ſowohl dem rerurriren⸗ 
den Guksbeſitzer als auch den betreffenden Infaſſen von R. bekannt 
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gegeben werde, und daß in Hinkunft ähnliche bie Sicherheit des Forſt⸗ 
eigenthumes in hohem Grade gefährdende Erkenntuiſſe zweiter Inſtanz 
vermieden werden.“ b. 


— — 


Aus dem Fragekaſten. 

Herr Dr. P. in F. trägt une: 

„Die öſtliche Steiermark, fo arm dieſelbe an größeren industriellen Unter⸗ 
nehmungen, Fabriken, Raffinirwerken ec. iſt, ft bafür reich an kleinen Gewerhe⸗ 
kceibenden. Dieh hat zur Folge, daß durch das ganze Jahr bei der Gewerbs⸗ 
behörde zahlreiche Anzeigen von Gewerbsſtörungen gemacht worden. Wenn ein 
Grunbbefiger oder ſelbſt ein ſonſt vorbienſtloſer Meuſch nur einmal mit der! 
Butte voll zuſammengeſchichteter Eier noch Graz geht, wobei er ſich ſelbſtver⸗ 
ſtändlich kaun mehr als zwanzig Kreuzer verdienen kann, wird er als Gewerbe⸗ 
ſtörer angezeigt, deßgleichen diejenigen, welche während der Winterszeit ein 
Paar Schuhe für den Nachbar verfertigen, oder die ihnen geleiſteten Holz⸗ 
und Streuſuhren, da fie ſelbſt kein Pferd beſihen, mit Weberarbeit abdien en 
Ja fogar die Näherinen, welche von Haus zu Haus arbeiten gehen, und ſich 
außer der Koft kaum ihre Kleidung verdienen, werden von den Schneidern als 
„Gewerbeſtsrerimnen“ angezeigt, Da es unleugbar iſt, daß die beſteuerten 
Gewerbsleute durch die Gewerbeſtörer beeinträchtigt werden und da das Jactum 
der Gewerbsſtörung darin liegt, daß der Störer eine gewerbliche Arbeit für 
fremde Parteien gegen Entgelt verrichtet, fo genügt ein einziger Fall, um ben 
Störer abzuſtrafen, obgleich man noch nicht ſagen kann, daß dieſer Stö rer das 
Gewerbe ſelbſiſtändig betreibt, wie dies der $. 132 der Gewerbeordnung 
ausſpricht. Ließe man nur die letſeſte Gewerbsſtörung ungeahndet, fo würde 
ſogleich eine Menge Gewerbetreibender ihr Gewerbe zurücklegen und auch als 
Störer „ftetten“, Hierdurch würde ſowol bas Aerar ſtark geſchädigt, als auch 
allem möglichem Unſug Thür und Thor geöffnet werden. 

Dies iſt bie eine Seite des Gegenſtandes; nun die Andere. 

Die zahlreichen Bestrafungen der Gewerbeſtörer haben zur Folge, daß 
ebenſo zahlrelche Gewerbranmeldungen kommen, z. B. in den beiden letzten 
Monaten im Bezirke F. allein 140 Gewerbe] Nun, welcher Weber, welcher 
Clerhändler, welche Näherin verdient ſich jährlich nur die nieberfte Erwerb⸗ 
ſteuer ſammt Zuſchlägen und Anlagen? Die Steuer muß gezahlt werden, das 
Gewerbe trägt fie nicht, fie muß daher anderwärts verdient werden . Das 
ganze Institut der Gewerbe geräth in eine ſchiefe Stellung im Staate. Fort: 
währende Gewerbsanmieldungen und Zurücklegungen, hauptſach lich wegen des 
Mißverhältniſſes des Gewerbserträgniſſes mit der Beſteuerung. Soll man dem 
Keuſchler, dem Militärurlauber oder Abſchleder verweigern, daß er ſich zur 
Minterszelt durch geringe gewerbliche Beſchäftigung einige Kreuzer verdkent?! 
Das Gewerbegeſeh hat für dieſe Fälle vorgeſehen, indem es im Kundmachungs⸗ 
patente, Art. V. lit e, die in die Kategorie der häuslichen Rebenbeſchäftigungen 
fallenden und durch die gewöhnlichen Mitglieder des eigenen Hausſtandes 
betriebenen Erwerbeſweige als nicht dem Gewerbegeſetze unterliegend bezeichnet. 

Run wirſt ſich auf das Geſagte die Frage aul: Was ift freie Neben: 
beſchäſtigung und wo fängt die Gewerbeſtörung an? Die eine ſchließt die andere 
aus vice veran. Da bie Löſung biefes Dilemmas wünſchenswerth iſt, fo wird 
um Miltheilung ber Anſicht der Redaction erſucht.“ 

Antwort der Nebaction: 

Häusliche Nebenbeſchäftigungen, an welche das Kundmachungs⸗Patent ber 
Gewerbe⸗Orpnuuß denkt, find ſolche, die für den Haushalt und für das Haus: 
weſen geſchehen. „Die Art im Haus erſpart den Zimmermann“, ſagt Wilhelm 
Tell. Wer für „Fremde“ arbeitet und dies ſelbſtſtändig d. H. nicht als Gehilfe 
eines Melſters thut, iſt Gewerbelrelbender. Die Gewerbe-Ord nung läßt nun 
Jeden treiben, was er will, nur ſoll er es „anmelden“, daß der Staat es 
wife, und er ſoll dafür eine Steuer entrichten. Daß ihm das manchmal ſchwer 
fällt, ist richtig, könnte aber höchſtens zum legislatoriſchen Motive dienen, die 
unterste Ermerbſteuer⸗Claſſe noch niedriger, als gegenwärtig, zu beziffern. 

Gegenüber den philantropiſchen Ideen, welche der Herr Fragſtelle r ent: 
wickelt, mochten wir Folgendes bemerken: Wer ſelbſtſtändig für Andere arbeitet, 
J. B. ein Militärurlauber als Schneider, arbeitet, wenn er von der Steuer 
befreit iſt, billiger als em Beſteuerter. Meldet dagegen der Militärurlauber 
das Gewerbe an, fo kann der bereits beſtehende Schneide rmteiſter, welcher 
durch die Concurrenz getroffen wird, in eine niederere Erwerbſteuerclaſſe kom⸗ 
men und der Militürurlauber wird, wenn für ihn, was die Negel ift, die unterſte 
Claſſe angenommen wird, auch noch beſtehen. Das Aer ar iſt auf dieſe Meile, 
da die Steuer an ſich (wenn auch auf zwei vectheilt) gleich bleibt, nicht 
geſchädiget. 


— —— 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k Handelsminiſters vom 8. Februar 1870, 3. 25588, be⸗ 
treffend den Vorgang wegen Prajects⸗Modlficationen bei Eiſenbahnbauten. 

Nach den beſtehenden, geſetzlichen Normen unterliegt jede nachträgliche 
Abweichung von dem bei Ertheilung eines Bautonſenſes zur Ausführung 
geneßintgten Projecte einer Eiſenbahnanlage und der in Verbindung mit ber: 
felben stehenden Herſlellung ebenfo der hierorligen Genehmigung, wie das ur: 
ſprüngliche Project, und muß bezuglich weſenllicher Aenderungen, iusbeſondere 
ſolcher, welche ein Abgehen von den weſentlichen Beſtimmungen der techniſch⸗ 
militariſchen Reviſton und der politiſchen Begehung, ſowie vor den bereits 
genehmigten Princtpien und Normalien des Bahnpeojeckes bezwecken, ftrenge 
an dieſent Grundſatze feſtgehalten werden. 

Bei unweſentlichen Abiceichungen vom genehmigten Mrolecte aber, welche 
entweder über Anſuchen der Elſenbahnunternehmung oder über Anlaugen der 
betheiligten Privatintereſſenten zur Ausführung gelangen jollen, erſcheint eine Ber: 
einfachung und Abkürzung des bisherigen Vorganges im Intereſſe aller Bethei⸗ 
ligten inſoferne höchſt wünſchenswerth, als die meiften derartigen Proseclis⸗ 
ünberungen eben nur im Intereſſe des zweckmüßigeren Eiſenbahubaues in 
Anregung gebracht und hei Verzögerung der bezüͤglichen Erörterung und Geneh⸗ 
migung mitunter zum größten Schaden der Parteien ſowie der Bauunterneh⸗ 
mung unterlaffen werden, und ebenſo durch Beſchleunigung des diesfälligen 
Verfahrens den Bauunternehmungen der Vorwand zu eigenmächtigen Aenverungen, 
den Parteien aber der Anlaß zu gegründeten Beſchwerden benommen wird. 

Ich ſehe mich demnach veranlaßt, bezüglich der Erörterung und Bewilll⸗ 
gung geringfügiger Aenderungen der genehmigten Propectspläne oder der Beſlim⸗ 
mungen des Begehungs⸗Protokolles die nachfolgenden Beſtimmungen zu treffen. 

Wenn von Seite der Eiſenbahnunternehmung oder einer belheiligten 
Partei eine derartige unmefentliche Projects: Mobification bei den politiſchen 
Behörden in Anregung gebracht wird, fo iſt ſoſort von der competenten k. k. 
Bezirkshauptmannſchaſt eine Local⸗Commiſſion zur Erörterung des geſtellten 
Antrages an Ort und Stelle einzuleilen, zu welcher von den Antragſtellern 
ein Plau über die beabſichtigte Aenderung beizubringen iſt. 

Zu dirſer Local-Commiſſion ſind Vertreter der Eiſenbahn⸗Geſellſchaft und 
der Bauunternehmung, ſowie die betheiligten Privatinkereſſenten und in jenen 
Fällen, wo eine Aenderung in der Richtung und im Niveau der Bahn, ober 
in der Anlage der Megübergänge im Bahnniveau beabſichtigt wird, auch ein 
Vertreter der L. k. General⸗Juſpection der öſterreichiſchen Eiſenbohnen beizuziehen, 
welch Letzterer von Amlswegen einer nachtheiligen Veränderung der für die 
bezügliche Strecke geltenden Normen entgegenzutreten hat. 

Wird bei dieſer Commiſſion eine Einigung zwiſchen den betheiligten 
Privatintere ſſenten erzielt, auch von den Abgorbneten der politiſchen Behörde 
und der k. k. General⸗Inſpectlon der öſterreichiſchen Eiſenbahnen aus öffent⸗ 
lichen Nüdfichten keine Einſprache gegen die beabfichfigte Aenderung erhoben, 
fo iſt die politiſche Localbehörde zur Genehmigung der angeregten Projects: 
änderung ermüchtiget, jedoch verpflichtet, die ganze Verhanplung und die 
ertheilte Bewilligung im Wege der k. k. Landesſtelle ſofort zur bierortigen Kenntniß zu 
bringen. Wird eine Einigung zwiſchen den Commiſſionsmitgliedern, ſowie 
zwiſchen den Priwatintereſſenten nicht erzielt, fo iſt unter allen Umſtänden mit 
Beſchleunigung die hierortige Entſcheldung einzuholen. 


Erlaß des k. k. Miuiſteriums für Laudesvertheibigung vom 14. Mirz 
1870, 3. 2054. II., betreffend die Taxerläge und deren Gulrechnung. 

Das k. und I. Reichs⸗Ariegs⸗Miniſterlum hat fümmtliche Ergänzungs- 
Mezirks⸗Commanden verſtäudigen laſſen, daß das mit dem Grlaffe des k. l. 
Miniſteriums für Landesvertheidigung und öffentliche Sicherheit vom 14. October 
1869, 3. 5149--II., ſeſtgeſtellte Verfahren mit den noch vorhandenen und nicht 
ſchon bei früheren Heeresergänzungen gulgerechneten Tarerlegern auch heuer 
und für die Folge maßgebend zu fein habe. (Der Inhalt des eilirten Erlaſſes 
vom 14, October 1869 ift: „Die noch vorhandenen und nicht ſchon bei früheren 
Heeresergänzungen gut gerechneten Taxerleger find bei derjenigen Stellung, zu 
welcher ihre Altersclaſſe zun ersten Male berufen iſt, gutzurechnen. Das Loos 
hat über die eventuelle Berufung der Taxerleger zum ſtehenden Heere (zur 
Erſagreſerve) zu enlſcheiden, und dieſes Lofungsergebniß iſt maßgebend für die 
weitere Frage, ob der betreffende Tazerleger auf das Contigent ſür das 
ftehenbe Herr oder auf jenes für die Erſatzreferve oder — da für die Sande 
wehr noch kein Contingent beziffert erſcheint — gar nicht zuzurechnen iſt. Die 
in Frage befangene Lofung, welcher die Tazerleger beiroalnen können, hat die 
politiſche Behörde vorzunehmen. Die einer berufenen Altersclaſſe ange⸗ 
horigen und nicht bereits einer früheren Stellung gutgerechneten Tazerleger 
und Aſſentirten müſſen für diejenige Stellung, bei welcher ihre Gutrechnung 
beauſprucht wird, in die nach $. 30, Punkt 3 der Inſtructlon zum Wehr⸗ 
gejebe zu ernuttelnde Summe der berufenen Stellungs pflichtigen einbezogen werben.) 
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